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Interview: Doris Kleck und PatrikMüller

DasRahmenabkommenmitderEU ist
sein wichtigstes Dossier: Seit seinem
Amtsantritt alsAussenminister imNo-
vember 2017 hat Ignazio Cassis viel
Energie für dieVerhandlungenmit der
EU-Kommission aufgewendet. Doch
das Abkommen ist blockiert. Und als
Bundespräsident Guy Parmelin letzte
Woche zum Spitzentreffen mit EU-
Kommissionspräsidentin Ursula van
der Leyen nach Brüssel reiste, musste
derTessiner zuHausebleiben. Seitdem
Treffen hat der Bundesrat seine Kom-
munikation gegenüber der EU ver-
schärft. Er benennt nun die grossen
Differenzen –dasAbkommensteht vor
dem Aus. Cassis begrüsst diese neue
«Offenheit» gegenüber der EU. Sie ist
auch spürbar im Interview, das trotz
Corona physisch stattfindet.

AlsArztmüssenSie eswissen: Ist
derPatientRahmenabkommen tot,
oder liegt ernur imKoma?
Ignazio Cassis: Ohne wichtige Bewe-
gungen seitens der EU ist das Abkom-
men nicht reif für eineUnterschrift.

Dasklingtnicht so, alswürdenSie
nochaneineReanimationdes
Patientenglauben.
Sagenwir es so: Die Reanimation liegt
nicht nur in unseren Händen. Die
Schweiz ist derMeinung, dasswir dem
Patienten das gegeben haben, was er
zumLebenbraucht. Jetzt erwartenwir,
dass die EUdas Ihre dazu beiträgt.

Danach sieht esnicht aus. Sieund
BundespräsidentParmelin sprechen
jetzt von„fundamentalenDifferen-
zen“, nachdemjahrelangvongutem
EinvernehmendieRedewar.War-
umauf einmaldieseEskalation?
Es ist keineEskalation,wederwir noch
die EU stellen den bilateralen Weg in
Frage. Wir stehen nicht vor einem
SchweizerBrexit!DieBilateralenhaben
keinVerfalldatum. SolltedasRahmen-
abkommen scheitern, bleibt die Situa-
tionmitEuropa, jedenfalls fürdenMo-
ment, so wie sie ist: Wir leben und ge-
schäften weiterhin miteinander, wir
tauschen jedenTagGüter für eineMil-
liarde Franken aus. Was uns die EU
ohne Rahmenabkommen nicht geben
will: einenweiterenSchritt zurVerbes-
serung des Marktzugangs mit zusätz-
lichenAbkommen.

ÜberdiesenSchritt verhandeltman
seit 2013...
Ja, aber zwischendurch kam es immer
wieder zu Verzögerungen. Schon von

Anfangandrehten sichdieDifferenzen
umdasPersonenfreizügigkeitsabkom-
men. Diese Differenzen waren eben
auch der Grund, weshalb die EU ein
Rahmenabkommen wünschte. Jetzt
merken wir, dass die letzten Differen-
zen schwierig zu lösen sind, weil sie
doch zentrale Interessen der Schweiz
betreffen.

HabenSiedenEindruck, dassdie
EUdasRahmenabkommenüber-
hauptnochwill?
Ja, die EU will das Rahmenabkom-
menunddamit eineLösungder insti-
tutionellen Fragen wie der dynami-
schen Rechtsübernahme und der
Streitbeilegung. Bei gewissen Diffe-
renzen betreffend die Personenfrei-
zügigkeit ist derWille zueinerLösung
weniger erkennbar. Für uns geht es
um die Freizügigkeit der Arbeitneh-
menden und ihrer Familien, für die
EU um die Freizügigkeit der Unions-
bürger. Dies ist ein fundamentaler
Unterschied, und wir können hier
nicht nachgeben.

Warumnicht?
Weil dies negative Konsequenzen für
die Einwanderung, für die Niederlas-
sungsbewilligung, für die Sozialhilfe
und für den Lohnschutz hätte. Das
käme einem EU-Beitritt nahe, dann
wärenwir auchUnionsbürger.

Könntemanbei derUnionsbürger-
richtlinienicht trotzdemeinZuge-
ständnismachen?Etwa, indemalle

EU-Bürgernach fünf Jahrendie
Niederlassungsbewilligungbe-
kommen?
Entgegen der Darstellung der EUwol-
lenwirdieUnionsbürgerrichtlinienicht
als Ganzes ausschliessen, sondern nur
gewisse vitale Elemente darin. Die EU
warnichtwillens, unshier entgegenzu-
kommen.

WennderbilateraleWegnicht in
Frage steht:WarumhatderBun-
desrat dannbislanggesagt, der
Bilateralismuserodiereohneein
neuesFundament?
Alles hat einen Preis, ein Ja und ein
Nein zum Rahmenabkommen. Bei
einemNein solltenwir vonderEUkei-
ne neuenAbkommen fürMarktzugän-
ge bekommen, und bestehende Ab-
kommen werden wohl nicht aktuali-
siert. Bei einem Ja wären gewisse
Zugeständnisse bei der Personenfrei-
zügigkeit nötig, die innenpolitischum-
stritten sind.

Undwie lautet Ihrenüchterne
Betrachtung fürdenFall eines
Scheiterns?
DaswärekeinWeltuntergang. Ich sage
aber auch ganz klar: Es gibt guteGrün-
de für das Rahmenabkommen. Errei-
chen wir kein Abkommen, werden die
Rahmenbedingungen fürTeileunserer
Wirtschaft schlechter. Es gibt neue
Hürden. Und trotzdembleiben die EU
und die Schweiz wichtige Partner und
Nachbarn. Es steht keine Kriegserklä-
rung imRaum (lacht).

HatderBundesrat – vielleicht aus
verhandlungstaktischenGründen–
jahrelangeineNotlügeverbreitet,
als erdenEindruckerweckte,man
seimit derEUgutunterwegs?
Nein.DerBundesrat hat immergesagt,
dass die Personenfreizügigkeit der
Knackpunkt ist, und dass diese der
Grund ist, dass die EUdasAbkommen
will.Der Lohnschutz ist in der Schweiz
unantastbar; Einwanderung in die So-
zialhilfe darf es nicht geben; die Aus-
schaffung von Kriminellen ist Verfas-
sungsrecht.DazuhatderBundesratnie
etwas Anderes gesagt.

Bisherwaraber immervon
«Präzisierungen» indreiPunkten
dieRede, also vonoffenenDetail-
fragen.
Der Bundesrat sprach nicht von Präzi-
sierungen, sondernvonKlarstellungen
und von rechtlichen Sicherheiten, um
eben die Grösse der Differenzen zu
unterstreichen.Wirhaben sehr aufdas
Wording geachtet.

ImNovember 2020hatderBun-
desrat dannderEUdochnoch
Zugeständnisse angeboten, die
aber geheimblieben.
Wir haben unsere Verhandlungsposi-
tiondefiniert undkonkreteVorschläge
ausgearbeitet, vor allem bei der
Unionsbürgerrichtlinie und bei den
flankierenden Massnahmen. Ebenso
bei den staatlichen Beihilfen. Wir ha-
ben der EU ein Angebot unterbreitet,
um imSchlussspurt zu einemResultat
zu kommen.

Dashatnichts bewirkt.Müsste
derBundesrat jetzt nicht ein letz-
tesAngebotmachen?DasVer-
handlungsmandat alsonochmals
anpassen?
Einen «Last Call», meinen Sie. Der
Bundesrat hat, wie gesagt, imNovem-
ber sein Angebot definiert.

Ist derAussenminister für einen
«LastCall»?
Es geht nicht ummich. Der Bundesrat
hat noch nichts entschieden. Aber ich
antwortemit einemVergleich. Siewol-
len ein Haus kaufen, aber beim Preis
liegen Sie weit von den Vorstellungen
des Verkäufers entfernt. Irgendwann
kommen Sie zum Schluss: Ich kann es
mir wohl nicht leisten.

Dasheisst:Die Schweizkannsich
dasRahmenabkommennicht
leisten?
DieDifferenzen sind zurzeit gross.Wir
haben diese nun auch öffentlich klar-
gestellt.

DerBundesratmacht jetzt einen
aufBoris Johnsonundzeigt Stärke?
Mit Grossbritannien lässt sich unsere
Situation nicht vergleichen. Wir sind
engmitderEUverflochtenundwollten
mit dem Abkommen den bilateralen
Weg entwickeln. Aber die Zeit für Of-
fenheit ist gekommen, gerade unter
guten Partnern ist daswichtig.

Offenheit?EU-Kommissar Johan-
nesHahnsagt, erhabe2018das
Verhandlungsergebnismit Ihnen

«Das Resultat
war gut.
Und ja, darauf
bin ich stolz»
DasRahmenabkommenmit der EU steht vor demAus. Aussenminister
IgnazioCassis sagt, der Preis sei zu hoch. Im Interview spricht der Freisinnige
auch darüber, was ein Scheitern für ihn persönlich bedeutenwürde.

«Auch ein Arzt kann seine Arbeit gut machen und kann doch nicht jedem helfen»: Bundesrat Ignazio Cassis hat mit der Europapolitik ein schwieriges Dossier.

«EinScheitern
wärekeinWelt-
untergang.Esgibt
aberguteGründe
fürdasRahmen-
abkommen.»

IgnazioCassis
Bundesrat

Cassis verwendet viel Zeit darauf, das
Rahmenabkommen zu erklären – auch
mit neuer Didaktik. Bild: Key
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perHandschlagbesiegelt.Haben
Sie IhrenVerhandlungspartner
damals getäuscht?
Sichernicht. JohannesHahnhat genau
verstanden, dass für uns der Entwurf
nicht fertig verhandelt ist. Sonst hätten
wir ihndamalsparaphiert!AndereLän-
der kennen das System des Premier-
ministers, der allein entscheidet, wir
nicht.

AberSiepersönlich fandendas
Resultat gut?HättenSie alsPre-
mierministerunterschrieben?
Das Resultat war ein guter, aber noch
unfertiger Ausgangspunkt. Und ja,
darauf bin ich stolz. Ich habe diesen
Entwurfnachnur zehnMonatenÜber-
zeugung indenBundesrat gebracht.Als
ichAussenministerwurde, verstanden
nicht alle, was die Schweiz überhaupt
wollte. IchhabedieseFragegeklärt und
ein Resultat geliefert. Aber klar: Über
dieflankierendenMassnahmenunddie
Unionsbürgerrichtlinie durftenwir da-
mals nicht verhandeln.Unddas haben
wir auch nicht gemacht.

DerBundesratwolltedannnicht
unterschreiben.Und jetztwurden
Sie erneutdüpiert: BeimTreffen
mitUrsula vonderLeyendurften
Sienichtdabei sein.Washatder
Bundesrat gegenSie?
Nichts. Beide Seiten haben für dieses
Treffen das Format eines präsidialen
Treffens gewählt. Aus diesem Grund
waren weder der Aussenminister der
SchweiznochderEU-KommissarHahn
dabei. Das entspricht auch den proto-

kollarischen Gepflogenheiten. Ich war
froh,dassdasTreffenzuStandegekom-
men ist.

Sie sindmit einer Idee für einen
PlanB imBundesrat zweimalmit
1:6 abgeblitzt. EineDemütigung.
Nein. Das läuft anders, als viele mei-
nen. Jeder Bundesrat kommt mit sei-
nen Anträgen in eine Sitzung. Am
Schluss entscheidet dasGremiumkol-
legial. Wir stimmen gar nicht ab; die
kolportierten Resultate sind Interpre-

tationen. Ich leidenichtdarunter, es ist
normal, dass das Kollegium Anträge
ablehnt.Denn inunseremSystemwer-
den nur somehrheitsfähige Lösungen
entwickelt.

Sie scheinen jedenfalls ziemlich
hartnäckigmit Ideenzukommen,
die regelmässig scheitern.
Für mich ist es wichtig, das Ziel nicht
ausdenAugenzuverlieren:Wirwollen
guteBeziehungenzuunsererwichtigs-
tenPartnerin. Es geht nicht nur umdie

Wirtschaft. Es geht umMenschen und
Lebensräume. Natürlich mache ich
mir Gedanken, was passiert, wenn es
mit dem Rahmenabkommen nicht
klappt.Dannmüssenwir einenneuen
Weg gehen.

Das ist IhreVerantwortungals
Aussenminister.
EsgehtumdieSchweiz, nichtummich,
wie manchmal zu lesen ist. Es ist auch
kein Schönheitswettbewerb. Das Rah-
menabkommen ist einDossier, dasden
Gesamtbundesrat stark beschäftigt.
Wir arbeiten zusammen im Interesse
der Schweiz.

Aberverletzt es Sie,wennSie inder
Sonntagspresse lesen,manmüsse
IhnendasDossierwegnehmenund
IhrerFDP-ParteikolleginKarin
Keller-Sutterübertragen?
Ich wundere mich einfach, weil es
schlicht falsch ist. Darüber gab es nie
eineDiskussion imBundesrat.

Irgendjemandscheint ein Interesse
daranzuhaben, Sie zu schwächen.
Jeder von unsmussmit solchen Aktio-
nen rechnen.

Zwischen IhnenundKarinKeller-
Sutter soll Eiszeit herrschen.Wo-
ran liegt’s?
Es hat offenbar jemand ein Interesse
daran,dieseBehauptungzuverbreiten.
Ich arbeite mit Karin Keller-Sutter gut
zusammen.Wirhabennicht immerdie
gleiche Meinung, doch das ist unter
Freisinnigen kein Problem.

Siehaben sich sehr fürdasRah-
menabkommeneingesetzt. Falls es
scheitert:Wäredasaucheine
persönlicheNiederlage?
Bis zu einem gewissen Punkt schon.
Ich erbte ein schwieriges Thema, an
demfünfStaatssekretäreundeinBun-
desrat gearbeitet hatten. Ich hatte die
Ambition, etwas zu erreichen, und
wenn ich heute Bilanz ziehe, dann
glaube ich,dassmeineArbeit nicht all-
zu schlechtwar. Ichhabemichklar für
dasRahmenabkommenengagiert und
dazu beigetragen, dass die Leute wis-
sen, um was es geht. Das heisst aber
nicht, dass ihnen das Abkommen ge-
fallenmuss.AndiesemPunktmuss ich
die intellektuelle Ehrlichkeit haben
und einsehen, dass der Vertrag in der
jetzigen Form wohl keine Mehrheit
findenwürde. SehenSie:AucheinArzt
kann seine Arbeit gut machen und
kann doch nicht jedemhelfen.

Dasklingtwie eineGrabesrede!
Keineswegs! Soweit sindwir nicht.

Siehabenviel Zeit investiert in
diesesDossier.HabenSie schon
darangedacht, denBettel hinzu-
schmeissen?
Nein, indieserPhase stehtnundergan-
ze Bundesrat in der Verantwortung,
und ich bin nur einer von sieben. Der
Bundesrat arbeitet immer im Interesse
der Schweiz und wird diese Vorlage
demParlament nur dannweiterleiten,
wenn er davon überzeugt ist. Es wäre
unverantwortlich, eine Vorlage vors
Volk zu bringen, wennwir selber nicht
an den Erfolg glauben.

HabenSie eine Idee fürAlter-
nativen?
Solange der Plan A existiert, verfolgen
wir den Plan A, und man kann nicht
über einen Plan B sprechen. Das wäre
in einer Verhandlung fatal.

VieleAlternativengibt esnicht:
EU-undEWR-Beitritt sind chan-
cenlos, undaucheinmodernisier-
tesFreihandelsabkommenscheint
unrealistisch.
DerBundesratmacht sich schon lan-
ge Gedanken darüber. Aber es ist
nun nicht der Moment, darüber zu
sprechen.

«Auch ein Arzt kann seine Arbeit gut machen und kann doch nicht jedem helfen»: Bundesrat Ignazio Cassis hat mit der Europapolitik ein schwieriges Dossier. Bild: Gian Ehrenzeller/Keystone (Kreuzlingen, 17. Juni 2020)

Das Rahmenabkommen

Die Beziehungen zwischen der Schweiz
und der EU bestehen aus einem Netz
von rund 20 zentralen bilateralen Ab-
kommen und über 100 weiteren Ver-
trägen. Mit dem Rahmenabkommen
sollen die institutionellen Fragen künftig
einheitlich und übergeordnet geregelt
werden. Es beinhaltet unter anderem
eine dynamische Rechtsübernahme
und einenMechanismus zur Beilegung
allfälliger Streitigkeiten zwischen Bern
und Brüssel. Dafür soll ein Schiedsge-
richt geschaffen werden. Der Europäi-
scheGerichtshof (EuGH) nimmt aber in
Fragen desMarktzugangs eine verbind-
liche Rechtsauslegung vor. Ein Entwurf
des Abkommens liegt seit 2018 vor. Un-
gelöst sind aus Sicht des Bundesrates
noch drei Punkte: Die flankierenden
Massnahmen, Unionsbürgerrichtlinie
und staatliche Beihilfen. (att/dk)

«KarinKeller-
Sutterund ich
habennicht
immerdiegleiche
Meinung.Doch
unterFreisinnigen
istdaskein
Problem.»

IgnazioCassis
Bundesrat

Die Vorgänger
vonCassis und ihre
Problememit der EU

Flavio Cotti, 1993–1999
Der CVP-Magistrat übernahm das
Aussendepartement nach demNein
zum EWR-Beitritt 1992. Er spurte die
Schweiz auf den bilateralenWeg
ein. Die Verhandlungen waren zäh,
die Stimmung aufgeladen und

selbst der Bundesrat trug europa-
politische Differenzen in der Öffent-
lichkeit aus. Mit demAbschluss der
Bilateralen I 1999 endete eine lange
Phase der Orientierungslosigkeit.

JosephDeiss, 1999–2002
Deiss überzeugte die Stimmbürger
von der Notwendigkeit der Bilatera-
len Verträge. Das erste Paket wurde
2001mit deutlicher Mehrheit ange-
nommen. Kurz darauf leitete er die
Verhandlungen über neue Abkom-
men ein. Der CVP-Mann ist sicher:
Nur dank den Bilateralen fand die
Schweiz ab 2000 wieder auf den
Wachstumspfad zurück. Deiss sagt,
die Schweiz würdemit einem EU-
Beitritt an Souveränität gewinnen.

MichelineCalmy-Rey, 2003–2011
Die SP-Politikerin führte ab 2005
Vorgespräche für ein Rahmenab-
kommen. Die EU zeigte zunächst
kein Interesse. Wegen des Steuer-
streites kühlte sich die Beziehung
merklich ab. Brüssel drängte zudem
auf eine automatische Rechtsüber-
nahme. 2009 beschlossen die

beiden Partner, ein Rahmenabkom-
men zu prüfen. Die Gespräche

verliefen harzig, 2011 sprach Calmy-
Rey von einer «mission impossible».

Didier Burkhalter, 2012–2017
Der Neuenburger gab 2017, einen
Tag vor einer wichtigen Europaklau-
sur des Bundesrates, überraschend

seinen Rücktritt bekannt. Das
Europadossier spielte dabei eine

wichtige Rolle. Es war offensichtlich:
Seine Bundesratskollegen stellten
sich nicht hinter seine Verhand-
lungsergebnisse. Dabei war Burk-
halter angetreten, die Bilateralen
Verträge auf ein neues Fundament

zu stellen.

2 3


